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74 Verordnung 


zur Einführung eines neuen Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 
Vom 27. Februar 1937. 
N Artikel I 
Auf Grund des § 1 Ziffer 56 (Buchſtabe e), 57 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Artikels II des Steueranpaſſungs— 
geſetzes vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) wird unter Aufhebung des geltenden Kraftfahrzeug: 
ſteuergeſetzes vom 18. 11. 1931 (G. Bl. 1932 S. 7) und der ſeitdem erlaſſenen Abänderungen fol— 
gendes neue Kraftfahrzeugſteuergeſetz erlaſſen. 
Kraftfahrzeugſteuergeſetz 
Abſchnitt I: Gegenſtand der Steuer 
8 1 
Grundſatz 
(1) Der Steuer unterliegt das Halten eines Kraftfahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen Straßen, 
ſowie das Mitführen von Anhängern an Kraftfahrzeugen. 
(2) Der Steuer unterliegt außerdem die widerrechtliche Benutzung eines Kraftfahrzeugs auf öffent⸗ 
lichen Straßen. 
82 
Steuerbefreite Kraftfahrzeuge 
Von der Steuer ſind befreit: 
1. Krafträder mit einem Hubraum von nicht mehr als 100 Kubikzentimeter; 
2. Kraftfahrzeuge, die ausſchließlich der Beförderung (Fortbewegung) von Geräten von und 
zur Arbeitsſtätte und dem Antrieb dieſer Geräte dienen; ferner Kraftfahrzeuge, die dieſen 
Zwecken in landwirtſchaftlichen Betrieben dienen, auch dann, wenn gleichzeitig Perſonen oder 
Güter befördert werden; 
3. im Beſitze des Staates oder der Gemeinden (Gemeindeverbände) befindliche Kraftfahrzeuge, 
ſoweit ſie ausſchließlich im Feuerlöſchdienſt, zur Krankenbeförderung, zum Wegebau oder 
zur Straßenreinigung verwendet werden; ; 4 
4. Kraftfahrzeuge, die ausſchließlich im Dienſte der Polizei verwendet werden, jedoch nicht Per- 
ſonenkraftfahrzeuge mit weniger als acht Sitzplätzen; 5 
5. Zugmaſchinen ohne Güterladeraum, ſolange ſie ausſchließlich in landwirtſchaftlichen Betrieben 
verwendet werden; 
6. Kraftfahrzeuge, die an Lehranſtalten ausſchließlich zu wiſſenſchaftlichen Zwecken, als Lehr⸗ 
oder Verſuchswagen gehalten werden. 
Abſchnitt II: Steuerſchuldner 
8 3 


(1) Steuerſchuldner iſt: 
1. Beim Halten eines Kraftfahrzeugs, das im Danziger Zulaſſungsverfahren zugelaſſen iſt: 


derjenige, für den das Kraftfahrzeug zugelaſſen iſt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 4. 1937.) 
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2. beim Mitführen eines Anhängers an einem Kraftfahrzeug 
derjenige, für den das Kraftfahrzeug zugelaſſen iſt. 
3. beim Halten von Kraftfahrzeugen, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließlich 
Fahrten mit roten Kennzeichen ausführen 8 
derjenige, dem das rote Kennzeichen erteilt iſt. 
4. beim Halten eines Fahrzeugs, das im ausländiſchen Zulaſſungsverfahren zugelaſſen worden iſt: 
wer das Kraftfahrzeug im Gebiet der Freien Stadt Danzig benutzt; 
5. bei widerrechtlicher Benutzung eines Kraftfahrzeugs: 
wer das Kraftfahrzeug widerrechtlich benutzt. 


8 4 
Für die Steuer ſowie für Strafen und Koſten haftet das Kraftfahrzeug ohne Rückſicht auf die 
Rechte Dritter. Die Haftung entſteht mit der Erteilung der Steuerkarte oder bei widerrechtlicher Be⸗ 
nutzung des Fahrzeugs im Zeitpunkt der Benutzung. Im übrigen findet § 97 des Steuergrundgeſetzes 
ſinngemäß Anwendung. 
Abſchnitt III: Dauer der Steuerpflicht 
§ 5 
Die Steuerpflicht dauert: 

1. für ein im Danziger Zulaſſungsverfahren zugelaſſenes Kraftfahrzeug von der Zulaſſung bis 
zur endgültigen Außerbetriebſetzung durch den Eigentümer oder bis zur Betriebsunterſagung 
durch den Polizeipräſidenten, jedoch mindeſtens bis zum Ablauf der Gültigkeit der Steuer⸗ 
karte. 

2. für ein im ausländiſchen Zulaſſungsverfahren zugelaſſenes Kraftfahrzeug vom Grenzübertritt 
ab, ſolange ſich das Kraftfahrzeug im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufhält, 

3. bei widerrechtlicher Benutzung eines Kraftfahrzeugs, ſolange die widerrechtliche Benutzung 
dauert. 

86 
Wechſel des Steuerſchuldners 


Geht ein im Danziger Zulaſſungsverfahren zugelaſſenes Kraftfahrzeug auf einen andern Steuer⸗ 
ſchuldner über, jo endet die Steuerpflicht für den bisherigen Steuerſchuldner mit Ablauf des Tages, an 
dem ſeine Anzeige über den Übergang des Kraftfahrzeugs bei der Zulaſſungsbehörde eingegangen iſt. 
Die Steuerpflicht für den neuen Steuerſchuldner beginnt am Tage nach Beendigung der Steuerpflicht 
für den bisherigen Steuerſchuldner. 

8 7 
Veränderung des Kraftfahrzeugs 

Wird ein Kraftfahrzeug während der Dauer der Steuerpflicht verändert und wird die Steuer durch 
die Veränderung höher oder niedriger oder wird infolge der Veränderung ein von der Steuer befreites: 
Kraftfahrzeug ſteuerpflichtig, ſo beginnt die Steuerpflicht für das Kraftfahrzeug im veränderten Zu— 
ſtand mit ſeiner Wiederbenutzung. Die Steuerpflicht für das Fahrzeug im bisherigen Zuſtand endet 
am Tag vor dem Beginn der Steuerpflicht für das veränderte Kraftfahrzeug. 


Abſchnitt IV: Höhe der Steuer 
8 8 


Beſteuerungsgrundlage 
Die Steuer wird berechnet: 
1. Bei Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen und Perſonenkraftwagen (ausgenommen Kraftomni⸗ 
buſſe), die mit flüſſigen Brennſtoffen angetrieben werden: 
nach dem Hubraum. 
2. bei den übrigen Kraftfahrzeugen: 
nach dem Eigengewicht des betriebsfertigen Kraftfahrzeugs, 
3. bei Kraftfahrzeugen, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließlich Fahrten mit 
roten Kennzeichen ausführen: 
nach einem Pauſchalſatz; 
4. bei Anhängern an zwei- und dreirädrigen Kraftfahrzeugen 
f durch einen 10 prozentigen Zuſchlag zur Steuer dieſer Fahrzeuge, 
bei Anhängern an andern Kraftfahrzeugen 
nach Pauſchalſätzen. 
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8 9 


Der Senat beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen und in welchem Umfange Steuerermäßigung 
für Kraftfahrzeuge älterer Bauart und unter welchen Umſtänden eine zeitweiſe Steuerbefreiung bei 
Wiedereinſtellung eines früher gänzlich aus dem Verkehr gezogenen Kraftfahrzeugs gewährt werden kann. 


8 10 
Steuerſatz 
| je 100 Kubik⸗ je 100 wicht 
2 5 i w 
Die Jahresſteuer beträgt für: Hubraum bone 
5 der ei d 8 
A. Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch flüſſige Brennſtoffe e Kraſtiahr⸗ 
8 
J. a) Zwei- und Dreirad fahrzeuge, deren Eigengewicht 350 1 
Kilogramm nicht überſtei gn 5.— 
b) falls ein Beiwagen oder Anhänger mitgeführt wird 5,50 


c) falls ſie jedoch ausſchließlich der Güterbeförderung dienen, — nicht 
über den Betrag der Steuer für einen Laſtkraftwagen — (1. Nr. III) 
des gleichen Eigengewichts hinaus. 
II. Perſonenkraftwagen (ausgenommen Kraftomnibuſſe ). 7,50 
a) Die Steuer ermäßigt ſich bei einem Eigengewicht des betriebs— 
fertigen Perſonenkraftwagens bis einſchließlich 
750 Kilogramm um 15 vom Hundert ihres Betrages, 
1000 Kilogramm um 10 vom Hundert ihres Betrages, 
1250 Kilogramm um 5 vom Hundert ihres Betrages; 


b) die Steuer ermäßigt ſich weiter: 
1. für Perſonenwagen, die ausſchließlich in Kraftfahrſchulen 
verwendet werden — um 20 vom Hundert des nach den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen errechneten Betrages, 
2. für Kraftdroſchken — um 50 vom Hundert des nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen errechneten Betrages. 
III. Kraftomnibuſſe und Laſtkraft wagen 14,— 
Die Steuer ermäßigt ſich für Kraftomnibuſſe, die dem öffentlichen 
Verkehr dienen, um 20 vom Hundert. 
IV. Zugmaſchinen ohne Güterladeraum und andere Kraftfahrzeuge, 
die zu I bis III nicht beſonders aufgeführt ſin . Tr 


B. Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine, wenn das Gas 
zum Antrieb mittels eingebauten Gaserzeugers aus feſten Brennſtoffen 
hergeſtellt wird, auch elektriſch, mit Dampf oder mit Speichergas angetrie⸗ 
hene Kraftfahrzenge . riet Beeren Ter 


C. Kraftfahrzeuge, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließlich 
Fahrten mit roten Kennzeichen ausführen 


a) für die Jahresſteuerkarte, die für Kraftfahrzeuge jeder Art DE. a 125,— 
b) für die Dauer bis zu 15 Tagen für Kraftfahrzeuge jeder Art für jeden g 

Tag Br ee eee een not gelle th Fein 917% 

minbeitens iedoch ee uni d e ee ag: rent 4,— 


Probefahrtkennzeichen, die amtlich anerkannten Sachverſtändigen zur 
Verwendung bei der techniſchen Prüfung von Kraftfahrzeugen zugeteilt 
werden, ſind von der Steuer befreit. 


D. Anhänger 
a) die an vier- und mehrrädrigen Perſonenkraftwagen mitgeführt werden 
, r nes 50,— 
b) die an ſonſtigen Kraftfahrzeugen mitgeführt werden — ausgenommen 
ſolche an zwei- und dreirädrigen Kraftfahrzeugen —, für jeden An⸗ 
TE 75,— 
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Abſchnitt V: Entrichtung und Erſtattung der Steuer 
8 11 
. Fälligkeit der Steuer 
Die Steuer wird fällig 
1. wenn das Kraftfahrzeug oder der Anhänger zum Verkehr zugelaſſen wird: 
vor Aushändigung des Kraftfahrzeugſcheines durch die Zulaſſungsbehörde; 
2. beim Halten von Kraftfahrzeugen, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließ— 
lich Fahrten mit roten Kennzeichen ausführen, vor der Aushändigung des roten Kennzeichens; 
3. wenn das Kraftfahrzeug nach Steuerabmeldung ($ 15 Abi. 1) wieder benutzt werden ſoll: 
vor Wiederaushändigung des Kraftfahrzeugſcheins durch die Zulaſſungsbehörde; 
4. wenn das Kraftfahrzeug nach der Zwangsabmeldung (8 5 Ziff. 1) wieder benutzt werden joll: 
vor Wiederaushändigung des Kraftfahrzeugſcheins durch die Zulaſſungsbehörde; 
5. wenn das Kraftfahrzeug auf einen andern Steuerſchuldner übergeht ($ 6): 
vor der Aushändigung des neuen Kraftfahrzeugſcheins durch die Zulaſſungsbehörde; 
6. wenn ein Kraftfahrzeug verändert wird ($ 7): 
vor Benutzung des Kraftfahrzeugs im veränderten Zuſtand; 
7. wenn ein Kraftfahrzeug aus dem Ausland mit eigener Triebkraft eingeht: 
beim Grenzübertritt; 
8. in den übrigen Fällen: 
vor Benutzung des Kraftfahrzeugs; 
Anhängern: 
wenn der Anhänger zur Benutzung im öffentlichen Verkehr angemeldet wird. 
8 12 
Entrichtung der Steuer 
(1) Die Steuer iſt vor der Benutzung des Kraftfahrzeugs gegen Löſung einer Steuerkarte zu ent— 
richten. 
(2) Die Steuer kann, abweichend von der Vorſchrift der Ziffer 1, gegen Zahlung eines Auf— 
geldes von 5 vom Hundert in monatlichen Teilzahlungen entrichtet werden. 
(3) Bei Berechnung der Steuer und der Teilzahlungen ſind Bruchteile eines Guldens auf volle 
Gulden nach oben abzurunden. 
(34) Die Beſtimmungen über die Art der Steuerentrichtung erläßt der Senat. 


8 13 
Steuerkarte 

(1) Die Steuerkarte wird für die Dauer eines Jahres ausgeſtellt. 

(2) Geht während der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte das Kraftfahrzeug auf einen anderen 
Steuerſchuldner über ($ 6), jo kann der neue Steuerſchuldner die Karte auf ſeinen Namen umſchreiben 
laſſen. 

(3) Stellt der Steuerſchuldner während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte an Stelle des Kraft— 
fahrzeugs, das in der Karte bezeichnet iſt, ein anderes Kraftfahrzeug ein, ſo kann er die Karte auf das 
andere Kraftfahrzeug umſchreiben laſſen, wenn für dieſes keine höhere Steuer als für das in der Karte 
bezeichnete Kraftfahrzeug zu entrichten iſt. 

(4) Wird während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte das Kraftfahrzeug verändert und würde 
ſich die Steuer infolge der Veränderung ermäßigen, ſo kann der Steuerſchuldner die Steuerkarte auf 
das veränderte Kraftfahrzeug umſchreiben laſſen. Erhöht ſich die Steuer infolge der Veränderung, ſo 
iſt die Ausſtellung einer neuen Steuerkarte notwendig. In dieſem Falle wird auf Antrag der Steuer- 
betrag, der auf die noch nicht abgelaufenen vollen Monate der alten Steuerkarte entfällt, auf die für 
das neu eingeſtellte Kraftfahrzeug zu entrichtende Steuer nach Maßgabe der Abſ. 2 und 3 des 
§ 15 angerechnet. 


9. be 


— 


8 14 
Beſcheinigung über Steuerbefreiung 
Zum Nachweis, daß ein Kraftfahrzeug von der Steuer befreit iſt, erteilt das Verkehrsſteueramt 
dem, für den das Kraftfahrzeug zugelaſſen wird, eine Beſcheinigung über die Steuerbefreiung. 
§ 15 
Erſtattung der Steuer 
(J) Wird ein nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen zugelaſſenes Kraftfahrzeug während 
der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte bei der Zulaſſungsbehörde wegen Vernichtung oder dauernder 
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Unbrauchbarkeit, wegen Fortzugs des Eigenbeſitzers in das Ausland, wegen dauernder Verbringung 
des Kraftfahrzeugs in das Ausland in Verbindung mit alsbaldiger Zulaſſung im Auslande, wegen 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Eigenbeſitzers oder wegen Todes des Eigenbeſitzers ab— 
gemeldet, ſo wird auf Antrag gegen Rückgabe der Steuerkarte gemäß den Vorſchriften in Abſ. 2 und 3 
derjenige Teil der Jahresſteuer erſtattet oder, ſoweit ſie noch nicht gezahlt iſt, erlaſſen, der auf den 
Zeitraum nach der ordnungsmäßigen Abmeldung der Kraftfahrzeuge entfällt. 

(2) Für jeden vollen Monat, der nach Abmeldung des Kraftfahrzeugs bei der Zulaſſungsbehörde 
liegt, wird ein Betrag in Höhe von einem Zwölftel der Jahresſteuer erſtattet oder erlaſſen. 

(3) Der nach den Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 zu erſtattende Betrag iſt auf volle Gulden 
nach unten abzurunden. Ein Betrag unter 5 Gulden wird nicht erſtattet. 

(4) Zur Geltendmachung des Anſpruchs auf Erſtattung oder Erlaß der Steuer iſt der berechtigt, 
auf deſſen Namen die Steuerkarte lautet. Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird im Beſchwerdever— 
fahren (SS 284, 285 St. Gr. Geſ.) entſchieden. 


Abſchnitt VI: Sicherung des Steueraufkommens 
$ 16 


überwachung 

(1) Das Kraftfahrzeug darf ohne die Steuerkarte oder ohne die Beſcheinigung über die Steuer- 
befreiung nicht benutzt werden. 

(2) Der Führer des Kraftfahrzeugs hat die Steuerkarte oder die Beſcheinigung über die Steuer- 
befreiung unterwegs ſtets bei ſich zu führen. Er iſt verpflichtet, ſie auf Verlangen den ſich durch ihre 
Dienſtkleidung oder ſonſt ausweiſenden Grenz- und Steueraufſichtsbeamten ſowie den Aufſichtsbeamten 
der Polizeiverwaltung vorzuzeigen und die erforderliche Auskunft zu geben. Ein in der Fahrt begrif— 
fenes Kraftfahrzeug darf indeſſen lediglich aus dieſem Anlaß, außer im Grenzbezirk, nicht angehalten 
werden. 

Beſtimmungen für Anhänger 


9 5 5 
Die Beſtimmungen der SS 3 bis 6, 12 bis 16 und 18 gelten ſinngemäß auch für Anhänger. 


Mitwirkung der Zulaſſungs behörde 
§ 18 


(1) Zulaſſungsbehörde it der Polizeipräſident zu Danzig. Die Zulaſſungsbehörde darf den Kraft- 
fahrzeugſchein erſt aushändigen, wenn der, für den das Kraftfahrzeug zugelaſſen wird, durch Vor— 
legung der Steuerkarte oder der amtlichen Beſcheinigung über die Steuerbefreiung nachweiſt, daß den 
Vorſchriften über die Kraftfahrzeugſteuer genügt iſt. 

(2) Iſt das Kraftfahrzeug bei Ablauf der Zeit, für die die Steuer entrichtet iſt, weder abge— 
meldet noch weiter verſteuert worden, ſo hat die Zulaſſungsbehörde auf Antrag des Verkehrsſteueramtes 
den Kraftfahrzeugſchein einzuziehen und den Dienſtſtempel auf dem Kennzeichen zu entfernen. Bei einer 
Betriebsunterſagung durch den Polizeipräſidenten hat die Zulaſſungsbehörde dem Verkehrsſteueramt 
mitzuteilen, an welchem Tage der Kraftfahrzeugſchein zurückgegeben oder eingezogen und der Dienſt— 
ſtempel auf dem Kennzeichen entfernt worden iſt. N 

(3) Beim Eigentumswechſel hat die Zulaſſungsbehörde dem Verkehrsſteueramt den Tag mitzuteilen, 
an dem die Anzeige über den Eigentumsübergang bei ihr eingegangen iſt. a ' 


Zuſchlag zur Steuer 
8 19 


(1) Zur Deckung der Koſten für die Abnutzung der Wege für die Kraftfahrzeuge kann ein all⸗ 
gemeiner Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer erhoben werden. Der Zuſchlag gilt als Steuer im Sinne 
dieſes Geſetzes. f 

(2) Der notwendige Zuſchlag wird für jedes Rechnungsjahr im voraus von dem Senat feſtge— 
ſetzt; er iſt einheitlich zu bemeſſen und darf 25 v. H.nidht überſteigen. 

(3) Der im Abſatz 1 und 2 genannte Zuſchlag gilt jeweils für die Steuerkarten, deren Gültigkeits— 
dauer in dem Rechnungsjahr beginnt, für das der Zuſchlag feſtgeſetzt worden iſt. Im Falle der Um— 
ſchreibung einer Steuerkarte ift der Beginn der Gültigkeitsdauer der urſprünglichen Steuerkarte maß— 
gebend. f 
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Verwendung des Aufkommens 
8 20 
(1) Das Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer ſoll für den Bau von Automobilſtraßen, für die 
Anpaſſung beſtehender Chauſſeen und Straßen an die Bedürfniſſe des Kraftfahrzeugverkehrs und für die 
Unterhaltung ſolcher Straßen verwendet werden. 
(2) Die Beſtimmungen über die Verteilung des Aufkommens erläßt der Senat. 
Ausländiſche Kraftfahrzeuge 
8 21 
Der Senat kann für Kraftfahrzeuge, die aus dem Ausland eingehen, im Falle der Gegenſeitig— 
keit Steuerermäßigungen, Steuerbefreiungen oder ſonſtige Erleichterungen anordnen. Er kann auch be- 
ſtimmen, daß für ſolche Fahrzeuge ein Vergeltungsrecht zur Anwendung gebracht wird und über die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes hinausgehende Steuerſätze erhoben werden. Der Senat kann ferner für 
Kraftfahrzeuge, die zum dauernden Verbleib in das Ausland fahren, Steuerermäßigungen oder ſon— 
ſtige Erleichterungen anordnen. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. 5. 1937 in Kraft. 
Danzig, den 27. Februar 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


F. Fz. Z. 43%, Greiſer Dr. Hoppenrath 


7⁵ Durchführungs beſtimmungen 
zum Kraftfahrzeugſteuergeſetz (Kr. St. D. B.). 
Vom 27. Februar 1937. 

Auf Grund von $$ 5, 9, 15 des Steuergrundgeſetzes und von $$ 9, 12 und 21 des Kraftfahr— 

zeugſteuergeſetzes wird folgendes beſtimmt: 
Erſter Abſchnitt: 
Allgemeine Beſtimmungen 
J. Begriffs beſtimmungen 
8 1 
Kraftfahrzeuge ($ 1 des Geſetzes) 

Kraftfahrzeuge im Sinne des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes ſind Landfahrzeuge, die maſchinell an⸗ 
getrieben werden und nicht an Gleiſe gebunden ſind. Fahrzeuge, die nach dem Verkehrsrecht nicht als 
Kraftfahrzeuge anzuſehen ſind, ſind es auch nicht im Sinn des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 

82 
Danziger und ausländiſche Kraftfahrzeuge 

(1) Danziger Kraftfahrzeuge im Sinn dieſer Beſtimmungen find Kraftfahrzeuge, die im Danziger 
Zulaſſungsverfahren zugelaſſen ſind. 

(2) Ausländiſche Kraftfahrzeuge im Sinn dieſer Beſtimmungen ſind Kraftfahrzeuge, die im Zu⸗ 
laſſungsverfahren eines ausländiſchen Staates zugelaſſen ſind. 

83 
Zulaſſung im Zulaſſungs verfahren 

Die Zulaſſung im Danziger Zulaſſungsverfahren (8 2 Abſ. 1) bedeutet die Zulaſſung gemäß der 
Polizeiverordnung über den Straßenverkehr vom 5. September 1935 (St. A. 1 S. 553). 

Ein Kraftfahrzeug iſt in dem Zeitpunkt zugelaſſen, in dem die Betriebserlaubnis erteilt und das 
amtliche Kennzeichen zugeteilt worden iſt (§ 14 der V. O.). 

84 
Zwei⸗ und Dreiradkraftfahrzeuge 
($ 10 A I des Geſetzes) 

(1) Als Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge gelten ſteuerrechtlich Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 
drei Rädern. Beiwagen, Vorſteckwagen und Anhänger bleiben bei Berechnung der Radzahl außer Be— 
tracht. 
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(2) Sind Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge nach ihrer Bauart und Ausſtattung zur Perſonenbeför⸗ 
derung geeignet und beſtimmt, ſo ſind ſie ſteuerlich als Perſonenkraftfahrzeuge zu behandeln. Sind 
die Fahrzeuge mit feſt angebrachten Vorrichtungen für die Beförderung von Gütern verſehen, ſo ſind ſie 
ſteuerlich als Laſtkraftfahrzeuge zu behandeln. 

8 5 
Perſonenkraftwagen ($ 10 All des Geſetzes) 


(1) Als Perſonenkraftwagen gelten ſteuerrechtlich Kraftfahrzeuge mit vier oder mehr Rädern, wenn 
fie nach ihrer Bauart und Ausſtattung zur Beförderung von Perſonen geeignet und beſtimmt ſind und 
nicht mehr als acht Sitzplätze leinſchließlich Führerſitz) haben. 

(2) Kraftwagen der im Abſatz 1 bezeichneten Art gelten ſteuerrechtlich auch dann als Perſonenkraft⸗ 
wagen: 

1. wenn mit ihnen oder in einem mitgeführtten Anhänger auch Güter befördert werden oder 
2. wenn ihr Aufbau ſowohl zur Perſonenbeförderung als auch zur Güterbeförderung eingerichtet 
und die für die Güterbeförderung verwendbare Nutzfläche nicht größer als zwei Quadratmeter 
iſt. Außerhalb des Wagenaufbaus angebrachte Vorrichtungen zur Reiſegepäckbeſörderung 
werden dabei nicht mitgerechnet. 
86 
Laſtkraftwagen ($ 10 Alll des Geſetzes) 


(1) Als Laſtkraftwagen gelten ſteuerrechtlich Kraftfahrzeuge mit vier und mehr Rädern, wenn ſie 
nach ihrer Bauart und Einrichtung zur Beförderung von Gütern geeignet und beſtimmt ſind. 

(2) Als Laſtkraftwagen gelten ſteuerrechtlich außerdem: 

1. Kraftfahrzeuge, deren Aufbau ſowohl zur Perſonenbeförderung als auch zur Güterbeförderung 
eingerichtet iſt, wenn die für die Güterbeförderung verwendbare Nutzfläche größer als zwei 
Quadratmeter iſt; 

2. Kraftfahrzeuge, die durch Auswechſlung ihres Aufbaus zeitweilig zur Perſonenbeförderung, 
zeitweilig zur Güterbeförderung verwendet werden können, es ſei denn, daß der Fahrzeug⸗ 
eigenbeſitzer den zur Güterbeförderung geeigneten Aufbau nicht mehr verwendet und dies dem 
Verkehrsſteueramt anzeigt. 

81 
Kraftomnibuſſe (§ 10 Alll des Geſetzes) 

Als Kraftomnibuſſe gelten ſteuerrechtlich Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausſtattung 
zur Perſonenbeförderung geeignet und beſtimmt ſind und mehr als acht Sitzplätze leinſchließlich Führer⸗ 
fig) haben. 

88 
Zugmaſchinen mit aufgeſattelten Anhänger 

Zugmaſchinen, die durch einen aufgeſattelten Anhänger zuſätzlich belaſtet werden, gelten ſteuer⸗ 
rechtlich: 

1. als Laſtkraftwagen (§ 10 A Ill des Geſetzes): wenn die Zugmaſchine jo beſchaffen iſt, daß ſie 
durch Verbindung mit einem aufgeſattelten Anhänger jederzeit wie ein einheitliches Fahrzeug 
zur Güterbeförderung verwendet werden kann, oder wenn nicht der Anhänger ſelbſt, ſondern 
deſſen Ladung die Zugmaſchine mitbelaſtet; 

2. als Kraftomnibuſſe ($ 10 A III des Geſetzes): wenn der Anhängeraufbau zur Perſonenbeför— 
derung geeignet und beſtimmt iſt und die Zugmaſchine mit dem Anhänger mehr als acht 
Sitzplätze (einſchließlich Führerſitz) hat. 

8 9 


Hubraum ($ 8 Ziffer 1 des Geſetzes) 


Soweit für die Verſteuerung eines Kraftfahrzeugs der Hubraum maßgebend iſt (8 8 Ziffer 1 
des Geſetzes), iſt der geſamte Hubraum unter Zugrundelegung eines abgerundeten Werts von 0,78 
für 11/4 in Kubikzentimetern zu berechnen. Hub und Bohrung ſind auf einen halben Millimeter, das 
Ergebnis auf einen Kubikzentimeter nach unten abzurunden. 113 


$ 10 
Eigengewicht ($ 3 Ziffer 2 des Geſetzes) 


(1) Das Eigengewicht des betriebsfertigen Kraftfahrzeugs wird durch Wiegen des ganzen Fahr⸗ 
zeugs feſtgeſtellt. 
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(2) Mitzuwiegen ſind: 
1. der Aufbau, bei mehreren auswechſelbaren Aufbauten der ſchwerſte Aufbau; 
2. die Motorhaube, Windſchutzſcheiben, Kotflügel, Trittbretter; 
3. Ausrüſtungsteile, die verkehrspolizeilich vorgeſchrieben ſind, zum Beiſpiel Signalvorrichtungen, 
Beleuchtungseinrichtungen, Rückſpiegel, Kennzeichentafeln; 
4. Fahrtrichtungsanzeiger, die mit dem Fahrzeug für die Dauer feſt verbunden ſind; 
5. bei Fahrzeugen, bei denen das Gas zum Antrieb mittels eingebauten Gaserzeugers aus feſten 
Brennſtoffen hergeſtellt wird: der gefüllte Gaserzeuger (Gasgenerator); 
6. bei elektriſch angetriebenen Fahrzeugen: die gefüllten Akkumulatorenbatterien; 
bei Fahrzeugen, die mit Speichergas angetrieben werden: die gefüllten Speichergasflaſchen; 
bei Fahrzeugen, die mit flüſſigen Brennſtoffen angetrieben werden: die Betriebſtoffbehälter. 
Der Hauptbetriebſtoffbehälter muß gefüllt ſein. Iſt ein vom Hauptbehälter baulich getrennter 
Vorratsbehälter vorhanden, ſo braucht er nicht gefüllt zu ſein. Sind zwei baulich getrennte 
Behälter vorhanden, ſo iſt der größere als Hauptbetriebſtoffbehälter anzuſehen. Sind in dem 
Hauptbehälter nur beſondere Vorratskammern eingebaut, ſo müſſen dieſe gefüllt ſein. 
(3) Nicht mitzuwiegen ſind: 
1. Aufſteckwände, Spriegel und Planen, 
2. Vorratsräder, Vorratsreifen und andere Erſatzteile, 
3. Werkzeuge und Wagenwinden, 
4. Schneeketten und Belaſtungsgewichte. 


= 


sı 
Eigengewicht bei Zugmaſchinen mit aufgeſatteltem Anhänger 


(i) Als Eigengewicht einer Zugmaſchine mit aufgeſatteltem Anhänger gilt das Eigengewicht der 
Zugmaſchine und das Eigengewicht des aufgelegten Anhängers, ſoweit es die Zugmaſchine belaitet, 
Werden aufgelegte Anhänger mit verſchiedenem Eigengewicht verwendet, ſo iſt der ſchwerſte Anhänger 
maßgebend. 

(2) Soweit nach § 8 eine Zugmaſchine mit aufgeſatteltem Anhänger als Kraftomnibus oder Laſt⸗ 
kraftwagen anzuſehen iſt, gilt als Eigengewicht des Kraftfahrzeugs das Eigengewicht der Zugmaſchine 
und des ſie belaſtenden Anhängers. 

8 12 


Brennſtoffe (SS 8, 10 des Geſetzes) 


(1) Flüſſige Brennſtoffe ſind insbeſondere Benzin, Benzol, Spiritus, Gasöl. 
(2) Feſte Brennſtoffe ſind insbeſondere Holz, Holzkohle, Schwelkoks, Torf, Anthrazit. 
(3) Gasförmige Brennſtoffe (Speichergas) find insbeſondere Propan, Butan, Ruhrgaſol, Methan, 
Leuchtgas, Kokereigas. 
§ 13 
Antrieb bei Perſonenkraftwagen, Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen 


(1) Werden Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge oder Perſonenkraftwagen (ausgenommen Kraftomni— 
buſſe) durch flüſſige Brennſtoffe angetriebben, ſo iſt die Steuer nach dem Hubraum zu berechnen 
(S 8 Ziffer 1 des Geſetzes). 

(2) Werden Perſonenkraftwagen durch feſte oder gasförmige Brennſtoffe angetrieben, ſo iſt die 
Steuer nach dem Eigengewicht des betriebsfertigen Fahrzeugs zu berechnen (§ 8 Ziffer 2 des Geſetzes). 
Das gleiche gilt für Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge ohne Rückſicht darauf, ob ſie der Perſonen— 
oder Güterbeförderung dienen. 

(3) Werden zum Antrieb außer feſten oder gasförmigen Brennſtoffen auch flüſſige Brenn— 
ſtoffe verwendet, ſo iſt die Steuer nach dem Hubraum zu berechnen. Dies gilt nicht, wenn flüſſiger 
Brennſtoff nur behelfsmäßig und ausnahmsweiſe verwendet wird, zum Beiſpiel zum Anlaſſen oder 
wegen einer unterwegs eintretenden techniſchen Störung (Verſagen des Gaserzeugers). 


8 14 
Antrieb bei Laſtkraftwagen, Kraftomnibuſſen, Zugmaſchinen 
(1) Bei Laſtkraftwagen, Kraftomnibuſſen und Zugmaſchinen iſt die Steuer in allen Fällen nach 
dem Eigengewicht zu berechnen. Maßgebend iſt 


1. der Steuerſatz des $ 10 B des Geſetzes, wenn ſie mit feſten oder gasförmigen Brennſtoffen 
oder elektriſch oder mit Dampf angetrieben werden, 


291 


2. der Steuerſatz des $ 10 A III des Geſetzes, wenn ſie mit flüſſigen Brennſtoffen angetrieben 
werden. 

(2) Werden zum Antrieb außer feſten oder gasförmigen Brennſtoffen auch flüſſige Brennſtoffe ver- 
wendet, jo iſt der Steuerſatz des $ 10 A III des Geſetzes maßgebend. Dies gilt nicht, wenn flüſſige 
Brennſtoffe nur behelfsmäßig und ausnahmsweiſe verwendet werden, zum Beiſpiel zum Anlaſſen 
oder wegen einer unterwegs eintretenden techniſchen Betriebsſtörung (Verſagen des Gaserzeugers). 

§ 15 
Benzin- oder dieſelelektriſcher Antrieb 

Als Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine gelten auch Fahrzeuge, bei denen die 
Kraft von der Verbrennungsmaſchine durch Dynamomaſchine und Elektromotor auf die Fahrzeug— 
räder übertragen wird. 

II. Zuſtändigkeit 
1. Sachliche Zuſtändigkeit 
8 16 
Die Kraftfahrzeugſteuer wird von dem Verkehrsſteueramt unter Aufſicht des Landeszollamts 
verwaltet. 
2. Ortliche Zuſtändigkeit 
$ 17 
Ausländiſche Kraftfahrzeuge 

(1) Für ein ausländiſches Kraftfahrzeug ($ 2 Abſ. 2), das zum vorübergehenden Aufenthalt in 

das Danziger Gebiet gelangt, iſt örtlich zuſtändig 
1. zur ſteuerlichen Abfertigung des Fahrzeugs beim Eingang: die Zollſtelle, der die zollamtliche 
oder ſteuerliche Abfertigung obliegt, 

2. zur Weiterverſteuerung eines Fahrzeugs, das über die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 

hinaus im Danziger Gebiet verbleibt: das Verkehrsſteueramt. 

(2) Für ein ausländiſches Kraftfahrzeug, das mit eigener Triebkraft zum dauernden Verbleib ins 
Danziger Gebiet eingeht, iſt zur vorläufigen Steueranmeldung ($ 67 Abi. 1) die Grenzſtelle zuſtändig. 


III. Beiſtandspflicht der Zulaſſungsbehörde (8 18 des Geſetzes) 
§ 18 
Der Polizeipräſident als Zulaſſungsbehörde und die von ihm mit der Vorbereitung und Durch— 
führung der Zulaſſung beauftragten Stellen ſind verpflichtet, bei der Durchführung des Kraftfahr- 
zeugſteuergeſetzes mitzuwirken. 
Zweiter Abſchnitt: 
Danziger Kraftfahrzeuge 
J. Beſteuerungs verfahren 
1. Steueranmeldung 
$ 19 
Anmeldungspflicht 
(1) Das Halten eines Danziger Kraftfahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen Straßen iſt zur Ver⸗ 
ſteuerung anzumelden (Steueranmeldung), ſoweit in den ss 58, 59, 60 nichts anderes beſtimmt iſt. 
(2) Zur Steueranmeldung iſt der Eigentümer des Kraftfahrzeugs verpflichtet. In den Fällen des 
Eigentumswechſels iſt der neue Eigentümer, in den Fällen, in denen das Fahrzeug für eine andere 
Perſon als den Eigentümer zugelaſſen wird, iſt die die Perſon, für die das Kraftfahrzeug zugelaſſen 


iſt, zur Steueranmeldung verpflichtet. 
8 20 


Anmeldungspflichtige Vorgänge 
(1) Die Steueranmeldung (8 19) iſt abzugeben: i 
1. wenn ein Kraftfahrzeug erſtmalig zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelaſſen werden 


ſoll ($ 14 der Verordnung vom 5. 9. 35); 
2. wenn ein zugelaſſenes Kraftfahrzeug nach der Steuerabmeldung ($ 15 Abſ. 1 des Geſetzes) 


wieder benutzt werden Toll; N 1 6 
3. wenn ein zugelaſſenes Kraftfahrzeug auf einen anderen Eigentümer übergeht ($ 6 des Ge— 


ſetzes); 
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4. wenn ein Kraftfahrzeug, deſſen Betrieb unterſagt worden iſt (§ 5 Ziffer 1 des Geſetzes), 
zum Verkehr auf öffentlichen Straßen von neuem zugelaſſen werden ſoll; 

5. wenn ein Kraftfahrzeug während der Dauer der Steuerpflicht verändert und die Steuer 
durch die Veränderung höher oder niedriger oder wenn infolge der Veränderung ein von 
Steuer befreites Kraftfahrzeug ſteuerpflichtig wird (§ 7 des Geſetzes). 

(2) Unter Anderungen im Sinn des Abſatzes 1 Ziffer 5 ſind insbeſondere zu verſtehen: 

1. bei Kraftfahrzeugen, die nach dem Hubraum verſteuert werden ($ 8 Abſ. 1 des Geſetzes): 
die Anderung des Hubraums (durch Einbau eines ſtärkeren oder ſchwächeren Motors); 
2. bei Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen, die nach §S 2 Ziffer 1 des Geſetzes ſteuerbefreit 
ſind: die Vergrößerung des Hubraums über 100 Kubikzentimeter hinaus; 
3. bei Kraftfahrzeugen, die nach dem Eigengewicht verſteuert werden ($ 8 Abſ. 2 des Geſetzes): 
die Anderung des Eigengewidts; 
4. die Umſtellung der Antriebsart (Beiſpiel: der Einbau eines Gasgenerators); 
5. der Umbau eines Perſonenkraftwagens in einen Laſtkraftwagen oder umgekehrt. 
(3) Soll das Kraftfahrzeug bei Ablauf der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte weiter verſteuert 
werden, jo gilt für die Anmeldung zur Weiterverſteuerung der $ 37. 


8 21 
Inhalt der Steueranmeldung 


(1) Die Steueranmeldung (8 19) muß enthalten: 

1. Vor⸗ und Zuname, Beruf, Firma und Anſchrift des Anmeldungspflichtigen; 

2. die für die Berechnung der Steuer erforderlichen Angaben über die Steuermerkmale (Art des 
Kraftfahrzeugs, Hubraum, Eigengewicht, Art des Antriebs und der Treibſtoffe); 

3. das für das Kraftfahrzeug zugeteilte amtliche Kennzeichen ($$ 14, 16 der Verordnung vom 
5. 9. 35); 

4. Angaben über Zahlung in Monatsraten, wenn der Steuerpflichtige von dem Recht in 8 2 
Abſ. 2 des Geſetzes Gebrauch machen will; 

5. den Anlaß der Anmeldung, insbeſondere eine Angabe darüber, ob das Fahrzeug erſtmalig 
zugelaſſen wird, ob es ſich um eine Wiederanmeldung, um einen Eigentumswechſel oder um 
eine Veränderung eines zugelaſſenen Kraftfahrzeugs handelt. 

(2) Für jedes Kraftfahrzeug iſt ein Anmeldungsformblatt nach amtlichem Muſter zu verwenden. 
Die Zulaſſungsbehörde und das Verkehrsſteueramt halten die Formblätter vorrätig. Die Formblätter 
werden den Zulaſſungsbehörden von dem Verkehrsſteueramt unentgeltlich geliefert. 


$ 22 
Mitwirkung der Zulaſſungsbehörde 

(1) Die Steueranmeldung ($S 20 Abſ. 1, $ 21) iſt bei der Zulaſſungsbehörde einzureichen. 

(2) Die Zulaſſungsbehörde vergleicht die Angaben in der Steueranmeldung mit den Angaben in 
den ihr vorgelegten Urkunden und klärt hierbei Unſtimmigkeiten im Benehmen mit dem Anmeldungs- 
pflichtigen auf. Die Zulaſſungsbehörde beſcheinigt auf der Anmeldung die Übereinſtimmung der 
Eintragungen mit den Angaben in den vorgelegten Urkunden, verſieht die Beſcheinigung mit dem 
Dienſtſtempel und überſendet die Anmeldung dem Verkehrsſteueramt. 

(3) Wird die Steueranmeldung unmittelbar beim Verkehrsſteueramt eingereicht, ſo überſendet 
das Verkehrsſteueramt die Anmeldung vor der Steuerfeſtſetzung der Zulaſſungsbehörde. Dieſe prüft 
die Eintragungen in der Anmeldung, beſcheinigt die Übereinſtimmung der Eintragungen mit den An- 
gaben in den ihr vorgelegten Urkunden, verſieht den Kraftfahrzeugſchein mit dem Dienſtſtempel und 
ſendet die Anmeldung an das Verkehrsſteueramt zurück. 


2. Berechnung der Steuer 
8 23 
Zuſchlag, Abrundung 
(1) Der Kraftfahrzeugſteuer ($ 10 des Geſetzes) iſt der Zuſchlag gemäß § 19 des Geſetzes hinzu— 
zurechnen. 
(2) Wird bei der Löſung der Steuerkarte eine Zahlung in monatlichen Raten beantragt, ſo wird 
der Teilbetrag errechnet mit ¼2 der Jahresſteuer (einſchl. des Zuſchlags gemäß $ 19 des Geſetzes) und 
dem Aufgeld gemäß 8 10 des Geſetzes. 
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(3) Bei Berechnung der Jahresſteuer leinſchl. des Zuſchlags) ſowie der Teilzahlungen (Abſ. 2) 
werden Bruchteile eines Guldens auf volle Gulden nach oben abgerundet. 


3. Vorführung des Kraftfahrzeugs 
8 24 

Das Verkehrsſteueramt darf ſich das Kraftfahrzeug vor Feſtſetzung der Steuer vorführen laſſen. 
Es kann auch verlangen, daß für Kraftfahrzeuge, die nach dem Eigengewicht zu verſteuern ſind, die 
Angabe über das Eigengewicht durch Vorlegung eines amtlichen Wiegeſcheins glaubhaft gemacht wird; 
gegebenenfalls hat das Verkehrsſteueramt die Gewichtsangabe in der Steueranmeldung zu berichtigen 
und dies der Zulaſſungsbehörde mitzuteilen. Die Koſten für den Wiegeſchein hat der Steuerſchuldner 
zu tragen. ö 

4. Feſtſetzung der Steuer 
8 25 

(1) Das Verkehrsſteueramt ſetzt die Steuer auf der Steueranmeldung feſt. Es gibt dem Steuer— 
ſchuldner den feſtgeſetzten Steuerbetrag bekannt. 

(2) Die Feſtſetzungsverfügung iſt Steuerbeſcheid im Sinn des $ 205 des Steuergrundgeſetzes. 
Sie iſt dem Steuerſchuldner ſchriftlich nur in Ausnahmefällen mitzuteilen, insbeſondere wenn dem 
Steuerſchuldner der Steuerbetrag mündlich nicht mitgeteilt und die Steuerkarte nicht eingelöſt worden iſt. 
Wird die Feſtſetzungsverfügung ſchriftlich bekanntgegeben, ſo ſoll ſie die Steuerberechnung, den Tag, 
bis zu dem die Steuer zu entrichten iſt, und die Rechtsmittelbelehrung enthalten. Dabei ſoll dem 
Steuerſchuldner auch mitgeteilt werden, daß die geſchuldete Steuer nach Ablauf des feſtgeſetzten Ein— 
zahlungszeitpunkts eingezogen wird und ihm nach Entrichtung der Steuer die Steuerkarte ($ 27) und 
die der Steueranmeldung beigefügten Unterlagen auf ſeine Gefahr überſandt werden. 

(3) Die Steuer iſt vor Aushändigung der Steuerkarte zu entrichten. 


5. Entrichtung der Steuer (§ 12 des Geſetzes) 
8 26 

(1) Die Kraftfahrzeugſteuer wird durch Verwendung von Steuermarken entrichtet. Die Steuermarken 
ſind bei dem Verkehrsſteueramt, der Vertriebsſtelle des Verkehrsſteueramts im Hauptpoſtamt Danzig, 
der Zulaſſungsſtelle Danzig⸗Langfuhr, bei den Stempelverteilern in Danzig⸗Langfuhr und Tiegenhof 
ſowie bei den Zollämtern Zoppot, Einlage a. N., Kalthof und Hohenſtein erhältlich. Die Entwertung 
der Steuermarken erfolgt nur durch dieſe Amter und Dienſtſtellen; Steuermarken, die ohne amtliche 
Entwertung zu den Steuerkarten verwendet werden, gelten nicht als Steuerzahlung. 

(2) Bei Zahlung der Steuer in monatlichen Teilzahlungen, iſt die erſte Teilzahlung ſtets bei der 
Feſtſetzungsſtelle (Verkehrsſteueramt) zu leiſten. 

(3) Die Kraftfahrzeugſteuermarken lauten auf Steuerbeträge von 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 
20, 30, 40, 50, 60, 70, 80, 90, 100 und 300 Gulden. Die Marken haben die Form eines Recht⸗ 
eckes, das Markenbild iſt 23 mm lang und 18,5 mm hoch und zeigt das Bild eines Kraftfahrzeugs. 
Das Bild wird ſeitlich durch zwei Zierleiſten, die das einfache Wappen der Freien Stadt Danzig 
tragen und oben und unten durch eine Schriftleiſte „Freie Stadt Danzig“ abgeſchloſſen. Der Wert— 
aufdruck befindet ſich in den vier Ecken der Marken. 

6. Steuerkarte (§ 12 Abſ. 1 des Geſetzes) 
8 27 
Form der Steuerkarte 
Der Steuerſchuldner erhält zum Nachweis über die Steuerentrichtung eine Steuerkarte nach Muſter 1. 
8 28 
Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 

(1) Die Steuerkarte wird für den Zeitraum eines Jahres ausgeſtellt ($ 13 Abſ. 1 des Geſetzes). 

(2) Als Beginn der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte iſt der Tag der Steuerfeſtſetzung einzuſetzen. 
Der Tag der Steuerfeſtſetzung iſt bei Berechnung des Zeitabſchnitts, für den die Steuerkarte aus- 
geſtellt wird, einzurechnen (Beiſpiel: die Gültigkeitsdauer in der als Tag der Steuerfeſtſetzung der 
25. April 1936 angegeben iſt, läuft vom 25. April 1936 bis 24. April 1937). 

(3) Hat der Steuerſchuldner das Kraftfahrzeug bereits von einem Zeitpunkt ab benutzt, der vor 
dem Tag der Steuerfeſtſetzung liegt, ſo iſt als Biginn der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte der Tag 
der erſten Benutzung einzuſetzen. Liegt zur Zeit der Steuerfeſtſetzung der Zeitpunkt der erſten Be⸗ 
nutzung mehr als ein Jahr zurück, ſo wird eine Steuerkarte nur für die Zeit nach Ablauf des Jahres 
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erteilt. Über die für die frühere Zeit entrichtete Kraftfahrzeugſteuer erhält der Steuerſchuldner gegebenen— 
ſalls eine Quittung nach Maßgabe der Zollkaſſenordnung. 

(4) Wird nach Aushändigung der Steuerkarte feſtgeſtellt, daß der Steuerſchuldner vor ihrem 
Geltungsbeginn das Fahrzeug benutzt hat, ſo berichtigt das Verkehrsſteueramt die Steuerfeſtſetzung und 
erteilt dem Steuerſchuldner gegen Rückgabe der Steuerkarte eine neue Steuerkarte mit Geltungsbeginn 
vom Tag der erſten Benutzung des Fahrzeugs an. Auf den für dieſe Karte feſtgeſetzten Steuerbetrag 
iſt der für die zurückgegebene Karte vereinnahmte Steuerbetrag anzurechnen. Auf der neuen Karte iſt 
der angerechnete Steuerbetrag anzugeben. Die Kraftfahrzeugſteuerkartei it zu berichtigen. Die. zurüd- 
gegebene Steuerkarte ift unbrauchbar zu machen und zu den Fahrzeugakten zu nehmen. 


8 29 
Abweichende Vorſchriften über die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 


Für Kraftfahrzeuge, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließlich Fahrten mit roten 
Kennzeichen ausführen, werden außer den Jahresſteuerkarten, auch Karten mit 1 bis 15-tägiger 
Gültigkeitsdauer ausgegeben. $ 28 findet entſprechend Anwendung. 


8 30 
Aushändigung des Kraftfahrzeugſcheins 


Der Steuerſchuldner hat die Steuerkarte der Zulaſſungsbehörde vorzulegen. Dieſe darf den 

Kraftfahrzeugſchein erſt nach Vorlegung der Steuerkarte aushändigen (8 18 des Geſetzes). 
8 31 
Nichtaushändigung des Kraftfahrzeugſcheins 

(1) Hat das Verkehrsſteueramt die Steuerkarte erteilt, die Zulaſſungsbehörde den Kraftfahrzeug- 
ſchein aber nicht ausgehändigt, ſo kann die Steuer auf Antrag gegen Rückgabe der Steuerkarte bis 
auf den Betrag von fünf Gulden erſtattet werden. Die Erſtattung iſt innerhalb eines Vierteljahres 
vom Tag der Steuerfeſtſetzung an zu beantragen. Der Antragſteller muß glaubhaft machen, daß das 
Kraftfahrzeug zum Befahren öffentlicher Straßen nicht benutzt worden iſt. 

(2) Die Steuer kann auch ohne Antrag bis auf 5 Gulden erlaſſen werden, wenn das Verkehrs⸗ 
ſteueramt die Steuerkarte dem Steuerſchuldner nicht übergeben hat und dem Verkehrsſteueramt be⸗ 
kanntgeworden iſt, daß der Steuerſchuldner das Kraftfahrzeug zum Befahren öffentlicher Straßen nicht 
benutzt hat. 

5 
Wechſel des Steuerſchulders ($ 6, $ 13 Abſ. 2 des Geſetzes) 


(1) Geht ein zugelaſſenes Kraftfahrzeug auf einen anderen Steuerſchuldner über, ſo kann der 
neue Steuerſchuldner verlangen, daß entweder ö 
1. die Steuerkarte des bisherigen Steuerſchuldners auf ſeinen Namen mit der bisherigen Gültig⸗ 
keitsdauer umgeſchrieben wird, oder daß 
2. ihm eine neue Steuerkarte mit neuer Gültigkeitsdauer erteilt wird; in dieſem Fall beginnt die 
Gültigkeitsdauer der neuen Steuerkarte am Tag nach Beendigung der Steuerpflicht des bis— 
herigen Steuerſchuldners ($ 6 Satz 2 des Geſetzes). 

(2) Beantragt der neue Steuerſchuldner die Umſchreibung der Steuerkarte (Abſ. 1 Ziffer 1), jo hat 
er dies in der Steueranmeldung (§ 21) zu vermerken und die Steuerkarte des bisherigen Steuerſchuld— 
ners beizufügen. Das Verkehrsſteueramt erteilt für das Kraftfahrzeug eine neue Steuerkarte. In dieſe 
Karte übernimmt er aus der bisherigen Karte die Gültigkeitsdauer und den entrichteten Steuer— 
betrag. Die bisherige Steuerkarte verbleibt bei den Fahrzeugakten. Für die Umſchreibung iſt eine 
Gebühr von 3 Gulden vor Aushändigung der neuen Steuerkarte zu entrichten. 

(3) Beantragt der neue Steuerſchuldner die Erteilung einer neuen Steuerkarte (Abſ. 1 Ziffer 2), 
ſo wird die für die alte Steuerkarte entrichtete Steuer, ſoweit ſie auf die Zeit nach Beginn der Gültig— 
keitsdauer der neuen Steuerkarte entfällt, auf Antrag gemäß 88 6 Abſ. 1 und 15 des Geſetzes erſtattet. 
Zur Erſtattung der Steuer iſt das Verkehrsſteueramt zuſtändig. 

8 33 
Einſtellung eines anderen Kraftfahrzeugs 
($ 13 Abſ. 3 des Geſetzes) 

Stellt der Steuerſchuldner während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte an Stelle des Kraftfahr⸗ 
zeugs, das in der Karte bezeichnet iſt, ein anderes Kraftfahrzeug ein und iſt für dieſes keine höhere 
Steuer als für das in der Karte bezeichnete Kraftfahrzeug zu entrichten, jo kann er entweder die Um⸗ 
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ſchreibung der bisherigen Steuerkarte oder die Erteilung einer neuen Steuerkarte beantragen. Für die 
Umſchreibung gilt $ 32 Abſatz 2, für die Erteilung der neuen Steuerkarte gilt $ 32 Abſatz 3 ent⸗ 
ſprechend. 8 
Ss 34 
Veränderung des Kraftfahrzeugs (8 7 und 8 14 Abſ. 4 des Geſetzes) 


Wird während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte das Kraftfahrzeug verändert und ermäßigt ſich 
die Steuer infolge der Veränderung, ſo kann der Steuerſchuldner entweder die Umſchreibung der bis— 
herigen Steuerkarte oder die Erteilung einer neuen Steuerkarte beantragen. Für die Umſchreibung 
gilt $ 32 Abſ. 2, für die Erteilung einer neuen Steuerkarte gilt 8 32 Abſ. 3 entſprechend. 


§ 35 
Wohnſitzverlegung 


Verlegt der Steuerſchuldner während der Dauer der Steuerpflicht ſeinen Wohnſitz in das Ausland, 
ſo hat er dies dem Verkehrsſteueramt anzuzeigen. 
§ 36 
Anderungen des Kennzeichens durch den Polizeipräſidenten 


Die Zulaſſungsbehörde zeigt dem Verkehrsſteueramt an, wenn ſie das Kennzeichen, das ſie dem 
Fahrzeugeigentümer zugeteilt hat, ändert ($ 16 der Verordnung vom 5. 9. 35). Der Steuerſchuldner 
hat in dieſem Fall dem Verkehrsſteueramt die Steuerkarte einzuſenden. Das Verkehrsſteueramt be— 
richtigt die Steuerkarte und die Kraftfahrzeugſteuerkartei und ſendet die Karte zurück. 


7. Weiterverſteuerung 
8 37 
Erneuerungskarte 

(1) Solange die Steuerpflicht nicht beendet iſt (8 5 des Geſetzes), hat der Steuerſchuldner vor Ab— 
lauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte unaufgefordert beim Verkehrsſteueramt die Erteilung einer 
neuen Steuerkarte zu beantragen und die Steuer weiterzuentrichten. Der Antrag gilt als Steueran— 
meldung. N 
(2) Das Verkehrsſteueramt kann zur Aufklärung von Zweifeln und Unſtimmigkeiten die Vorlegung 
des Kraftfahrzeugſcheins und der alten Steuerkarte verlangen. 

(3) Für die Feſtſetzung der Steuer und die Erteilung der neuen Steuerkarte (Erneuerungskarte) 
gelten die SS 25 und 28 entſprechend. Als Beginn der Gültigkeitsdauer der Erneuerungskarte iſt der 
Tag nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der alten Steuerkarte einzuſetzen. Die Steuer iſt auf der Steuer— 
anmeldung feſtzuſetzen. 

8 38 
Überwachung der Weiterverſteuerung 

(1) Die Weiterverſteuerung des Kraftfahrzeugs iſt vom Verkehrsſteueramt zu überwachen. 

(2) Hat der Steuerſchuldner die weitere Steuer nicht bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte entrichtet und iſt dem Verkehrsſteueramt eine Mitteilung der Zulaſſungsbehörde über die 
Außerbetriebſetzung oder die Unterfagung des Betriebs des Kraftfahrzeugs oder die Steuerabmeldung 
des Kraftfahrzeugs ($ 5 des Geſetzes) nicht zugegangen, jo hat es dem Steuerſchuldner alsbald nach 
Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nach einem amtlichen Muſter zur Weiterverſteuerung auf— 
zufordern. Unterläßt der Steuerſchuldner die Weiterverſteuerung trotz der Aufforderung des Verkehrs— 
ſteueramts, ſo ſoll dieſes bei der Zulaſſungsbehörde die Einziehung des Kraftfahrzeugſcheins und die 
Entfernung des Dienſtſtempels auf dem Kennzeichen beantragten (Zwangsabmeldung § 18 Abſ. 2 des 
Geſetzes). 

(3) Die Zulaſſungsbehörde teilt dem Verkehrsſteueramt den Tag mit, an dem der Kraftfahrzeug— 
ſchein eingezogen und das Kennzeichen entſtempelt worden iſt (§ 18 Abſ. 3 des Geſetzes). 


Ss 39 
Weitere Steuerfeſtſetzung 


(1) In den Fällen, in denen die Steuerpflicht ohne grobes Verſchulden des Steuerpflichtigen exit 
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte endet (§ 5 des Geſetzes), ſetzt das Verkehrsſteueramt 
die Steuer bis zur Beendigung der Steuerpflicht wie folgt feſt: j 

Für jeden angefangenen Monat ſeit Ablauf der Gültigkeitsdauer der letzten Steuerkarte iſt ein 
Zwölftel der Jahresſteuer einſchließlich des Zuſchlags zu berechnen. Außerdem iſt das Aufgeld ($ 12 
Abſ. 2 des Geſetzes) anzuſetzen. 
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Bei Berechnung der Steuer einſchließlich des Aufgeldes wird der Steuerbetrag auf volle Gulden 
nach oben abgerundet. Die Mindeſtſteuer leinſchließlich Aufgeld) beträgt in jedem Fall 10 Gulden. 
Eine Steuerkarte wird nicht ausgeſtellt. 

(2) An Stelle des von der Zulaſſungsbehörde mitgeteilten Tages, an dem ihr der Kraftfahrzeug— 
ſchein zurückgegeben oder von ihr eingezogen und der Dienſtſtempel auf dem Kennzeichen entfernt worden 
iſt, darf das Verkehrsſteueramt bei Berechnung der Steuer aus Billigkeitsgründen ($ 108 St. Gr. Geſ.) 
einen früheren Tag als Stichtag zugrunde legen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß das Kraftfahrzeug 
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nicht mehr benutzt worden iſt. 

(3) Die Beſtimmungen in den Abſätzen 1 und 2 gelten auch in den Fällen des Eigentums- 
wechſels (§ 6 des Geſetzes) für die Weiterverſteuerung des Fahrzeugs durch den bisherigen Steuer— 
ſchuldner, wenn die Anzeige des bisherigen Steuerſchuldners über den Übergang des Kraftfahrzeugs 
erſt nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte bei der Zulaſſungsbehörde eingegangen iſt. 


8 40 
Wiederbenutzung nach Unterbrechung der Steuerpflicht ($ 5 Ziff. 1 des Geſetzes) 


(1) Nach der Steuerabmeldung ($ 15 Abſ. 1 des Geſetzes) oder Zwangsabmeldung ($ 5 Ziff. 1 
des Geſetzes) ſoll das Verkehrsſteueramt die Zuſtimmung zur Wiederaushändigung des Kraftfahrzeug— 
ſcheins nur erteilen, wenn die für das Kraftfahrzeug rückſtändige Steuer entrichtet, erlaſſen, niederge— 
ſchlagen oder geſtundet worden iſt und eine neue Steuerkarte gelöſt wird. Iſt der Steuerſchuldner zur 
gleichzeitigen Entrichtung des Steuerrückſtands und der Steuer für die neue Steuerkarte außerſtande, ſo 
ſoll das Verkehrsſteueramt von der vorherigen Entrichtung des Steuerrückſtands abſehen, wenn die 
wirtſchaftliche Exiſtenz des Steuerſchuldners dadurch in Frage geſtellt werden würde, daß er das Kraft— 
fahrzeug nicht benutzen kann. 

(2) Die Zulaſſungsbehörde darf den Kraftfahrzeugſchein erſt dann wieder aushändigen und das 
Kennzeichen von neuem mit dem Dienſtſtempel verſehen, wenn ihr die neue Steuerkarte oder eine 
ſchriftliche Zuſtimmung des Verkehrsſteueramts vorgelegt wird. 


8. Erſtattung der Steuer (8 15 des Geſetzes) 
Ss 4 
(1) Wird Erjtattung der Steuer beantragt, weil die Steuerpflicht vor Ablauf der Zeit geendet 
hat, für die die Steuer entrichtet iſt, To gilt in den Fällen der 88 5 und 15 des Geſetzes der Tag 
der Beendigung der Steuerpflicht der von der Zulaſſungsbehörde mitgeteilte Tag ($ 18 Abſ. 3 des 
Geſetzes). An Stelle dieſes Tags darf das Verkehrsſteueramt bei Berechnung des zu erſtattenden Be— 
trags einen früheren Tag als Stichtag für die Beendigung der Steuerpflicht zugrunde legen, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß der Antragſteller die Verzögerung der Rückgabe des Kraftfahrzeugſcheins 
und der Entſtempelung des Kennzeichens nicht verſchuldet hat. Dem Antrag iſt die Steuerkarte bei— 
zufügen. 
(2) Der Rückgabe der Steuerkarte iſt es gleichzuachten, wenn die Steuerkarte verloren gegangen 
iſt und dies glaubhaft gemacht wird. 
9. Anhänger ($ 1 des Geſetzes) 
8 42 
Begriffsbeſtimmung 
Anhänger im Sinne des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes ſind ein- und mehrachſige Landfahrzeuge 
ohne maſchinellen Eigenantrieb, die zur Beförderung von Gütern oder Perſonen an einem Kraftfahrzeug 
mitgeführt werden. 
Ss 43 
Steueranmeldung 
(1) Das Mitführen eines oder mehrerer Anhänger an einem ſteuerpflichtigen Kraftfahrzeug iſt 
zur Verſteuerung anzumelden ($ 19). 
(2) Zur Steueranmeldung iſt der Eigentümer des Kraftfahrzeugs verpflichtet, an dem der An— 
hänger mitgeführt werden ſoll. 
8 44 
Anmeldungspflichtige Vorgänge 
Für die Steueranmeldung der Anhänger gelten die Vorſchriften des $ 20 Abſ. 1 Ziffer 14 ſinn⸗ 
gemäß. 
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8 45 
Inhalt der Steueranmeldung 
Die Steueranmeldung muß enthalten: 
1. Vor⸗ und Zuname, Beruf, Firma und Anſchrift des Anmeldungspflichtigen. 
2. Die Anzahl der mitgeführten Anhänger und die Angabe, an welchem Kraftfahrzeug der 
Anhänger mitgeführt werden ſoll. 
3. Das für den Anhänger amtlich zugeteilte Kennzeichen. 
4. Angaben über Zahlung in Monatsraten, wenn der Steuerpflichtige von dem Recht in $ 12 
Abſ. 2 des Geſetzes Gebrauch machen will. 
5. Für die Anmeldung iſt ein Formblatt nach amtlichem Muſter zu verwenden. 


8 46 
Feſtſetzung der Steuer und Erteilung der Steuerkarte 
Für die Feſtſetzung der Steuer und die Erteilung der Steuerkarte gelten die Vorſchriften der 
s$ 25, 27, 28. 
§ 47 
Erſtattung der Steuer 
Eine Erſtattung der Steuer für Anhänger findet nicht ſtatt. 
II. Steuerermäßigung, Steuererlaß 
1. Alte Perſonenkraftwagen 
Ss 48 
(1) Iſt ein Perſonenkraftwagen in der Freien Stadt Danzig insgeſamt länger als fünf Jahre 
zugelaſſen und iſt der Motor dieſes Wagens mindeſtens fünf Jahre alt, ſo kann auf Antrag fol— 
gende Ermäßigung: 


im 6. Steuerjahr in Höhe von a Ae dense a na 10 v. H. 
„* 7, „ „ „ be e n tr aer e ee ne 20 v. H. 
Inder und. weſteren Steuerjahr in Söhe gon en ein en n ne 0 v. G. 


des Steuerbetrages gewährt werden. 

Der Antrag auf Ermäßigung der Steuer ſoll bei Löſung der Steuerkarte geſtellt werden. Der 
Steuerſchuldner hat auf Verlangen des Verkehrsſteueramts das Vorliegen der Vorausſetzung für die 
Steuerermäßigung nachzuweiſen. 

(2) Treten die für die Gewährung einer Ermäßigung maßgebenden Umſtände (Abſ. 1) während 
des Laufens der Jahresſteuerkarte ein, ſo kann eine neue Steuerkarte unter Berückſichtigung der Ermäßigung 
erſt dann erteilt werden, wenn die Umſtände mindeſtens drei Monate ſeit Erteilung der bisherigen 
Jahresſteuerkarte eingetreten ſind. Eine neue Steuerkarte, die ſolche Umſtände berückſichtigen würde, ſoll 
nicht erteilt werden, wenn die Friſt bis zum Ablauf der alten Steuerkarte nicht länger als 3 Monate iſt. 
Der Antrag muß ſpäteſtens binnen eines Monats nach Eintritt der die Erteilung einer neuen Steuer— 
karte rechtfertigenden Umſtände geſtellt werden. 

(3) Iſt dem Steuerſchuldner die Steuerermäßigung für den Kraftwagen gewährt worden, ſo wird 
bei Erneuerung der Steuerkarte die Ermäßigung weiter gewährt, ohne daß es hierzu eines erneuten An— 
trags bedarf. 

(4) Die Steuervergünſtigung nach Abſatz 1 gilt nicht für Kraftomnibuſſe oder Perſonenkraft⸗ 
wagen, die nach dem Eigengewicht verjteuert werden (§8 10 A III und B des Geſetzes). 

(5) Das Landeszollamt iſt bis zum 1. Januar 1940 ermächtigt, Kraftfahrzeuge jeder Art, die 
wegen voller Unbrauchbarkeit mehr als 12 Monate gänzlich außer Betrieb geweſen ſind und 
nach Inſtandſetzung wieder in den Verkehr gebracht werden, von der Kraftfahrzeugſteuer zu befreien. 
Maßgebend für die Dauer der Befreiung ſind die nachgewieſenen Koſten der Wiederherſtellung und 
die Höhe der Betriebskoſten des Fahrzeugs. 


2. Perſonenkraftſahrzeuge Kriegsbeſchädigter 
8 49 
(1) Kriegsbeſchädigte, die ſich infolge ihrer im Kriege erlittenen Geſundheitsſchädigung zur Fort— 
bewegung ein Perſonenkraftfahrzeug halten müſſen, kann auf Antrag die Kraftfahrzeugſteuer ganz oder 
zum Teil erlaſſen werden. Bei der Bemeſſung des Umfangs der Steuervergünſtigung ſind die Art und 
Schwere des Kriegsleidens und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Kriegsbeſchädigten zu berückſichtigen. 
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(2) Schwerkriegsbeſchädigten kann für ein Perſonenkraftfahrzeug bis zu 2400 Kubikzentimetern 
Hubraum unter Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Steuer ganz oder zum Teil erlaſſen 
werden. Schwerkriegsbeſchädigte im Sinn dieſer Beſtimmung ſind Kriegsbeſchädigte, deren Erwerbs— 
fähigkeit um mindeſtens 45 vom Hundert gemindert iſt. 

(3) Eine Steuervergünſtigung darf nicht gewährt werden, wenn das Kraftfahrzeug zur Beför⸗ 
derung von Perſonen gegen Entgelt benutzt wird. 


3. Perſonenkraftfahrzeuge Zivilbeſchädigter 
Ses 

(1) Zivilbeſchädigte, die infolge ihrer Körperbeſchädigung zur Fortbewegung auf die Benutzung 
eines Perſonenkraftfahrzeugs angewieſen ſind, kann auf Antrag die Kraftfahrzeugſteuer ganz oder 
zum Teil erlaſſen werden ($ 108 des St. Gr. Geſ.). Zivilbeſchädigte im Sinn dieſer Beſtimmung find 
Perſonen, die aus anderen als den im 8 49 bezeichneten Urſachen (Beiſpiel: Unfall, Geburtsfehler) be— 
ſchädigt ſind. 

(2) Die Vergünſtigung darf nur bei Perſonenkraftfahrzeugen bis zu 2400 Kubikzentimetern Hub— 
raum gewährt werden. Die Steuervergünſtigung ſoll nur dann gewährt werden, wenn beſondere wirt— 
ſchaftliche Verhältniſſe, insbeſondere die durch die Beſchädigung verurſachte Erwerbsbeſchränkung des 
Antragſtellers, die Erhebung der Steuer als unbillige Härte erſcheinen laſſen. Werden gelegentlich 
andere Perſonen unentgeltlich mitbefördert oder iſt zur Hilfeleiſtung des Antragſtellers die Mitnahme 
einer Begleitperſon erforderlich, ſo ſteht dies der Vergünſtigung nicht entgegen. 


4. Feuerwehr: und Krankenfahrzeuge privater Eigentümer 
§ 51 

(1) Für Feuerwehr- und Krankenfahrzeuge, die nicht für den Staat oder eine Gemeinde zugelaſſen 
ſind ($ 2 Ziffer 3 des Geſetzes), kann die Steuer auf Antrag erlaſſen werden, wenn der Antrag— 
ſteller glaubhaft macht, daß die Fahrzeuge der Allgemeinheit unentgeltlich oder lediglich gegen Erſatz 
der Selbſtkoſten zur Verfügung geſtellt werden. 

(2) Als Kranken- und Feuerwehrfahrzeuge im Sinn des Abſatzes 1 ſind nur ſolche Kraftfahr— 
zeuge anzuſehen, die nach ihrer Bauart und Einrichtung dem Verwendungszweck der Krankenbeförderung 
oder des Feuerwehrdienſtes angepaßt ſind. 

5. Kraftfahrzeuge von Vertretern ausländiſcher Staaten 
8 52 

(1) Unter der Vorausſetzung, daß Gegenſeitigkeit gewährt wird, kann die Steuer auf Antrag 
erlaſſen werden: 

1. für Dienſtkraftfahrzeuge, die für eine der bei der Freien Stadt Danzig beglaubigten diplo- 

matiſchen Vertretungen ausländiſcher Staaten zugelaſſen find; 

2. Für Kraftfahrzeuge, die für ein Mitglied der in Ziffer 1 bezeichneten diplomatiſchen Vertre— 
tungen oder für Perſonen zugelaſſen ſind, die zum Geſchäftsperſonal dieſer Vertretungen ge— 
hören und der inländiſchen Gerichtsbarkeit nicht unterliegen; 

3. für Dienſtkraftfahrzeuge, die für eine der im Gebiete der Freien Stadt Danzig zugelaſſenen 
konſulariſchen Vertretungen ausländiſcher Staaten zugelaſſen ſind, wenn der Leiter dieſer 
Vertretung Berufsbeamter und Angehöriger des Entſendeſtaates iſt und außerhalb ſeines 
Amtes im Gebiet der Freien Stadt Danzig keine Erwerbstätigkeit ausübt; 

4. für Kraftfahrzeuge, die für einen im Gebiet der Freien Stadt Danzig zugelaſſenen Konſular— 
vertreter (Generalkonſul, Konſul, Vizekonſul, Konſularagenten) oder für einen ihm beigege— 
benen Beamten zugelaſſen ſind, wenn der Antragſteller Berufsbeamter und Angehöriger des 
Entſendeſtaates iſt und außerhalb ſeines Amtes im Gebiet der Freien Stadt Danzig keine 
Erwerbstätigkeit ausübt. 

(2) ber die Frage, ob und inwieweit die Gegenſeitigkeit gewahrt iſt, entſcheidet der Senat. 

6. Verfahren bei Steuerermäßigung und Steuererlaß (SS 48—52) 
$ 53 

(J Begehrt ein Steuerpflichtiger in den Fällen der 88 48—52 Steuerermäßigung oder Steuer⸗ 
erlaß, ſo ſoll er dies in der Steueranmeldung ($ 21) unter Angabe der Gründe beantragen. Er kann 
den Antrag und ſeine Begründung auch in einem beſonderen Schriftſtück unmittelbar beim Verkehrs— 
ſteueramt einreichen. . 
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(2) Erläßt das Verkehrsſteueramt die Steuer in vollem Umfang, ſo erteilt es eine Beſcheinigung 
über die Steuerbefreiung nach Muſter 2. Die Steuerbefreiung iſt in den Fällen der 88 48 Abſ. 5 bis 
51 jeweils höchſtens auf die Dauer von zwei Jahren zu beſchränken. Die Steuerbefreiung iſt in eine Liſte 
über die erteilten Beſcheinigungen für Steuerbefreiungen einzutragen. 

(3) Erläßt das Verkehrsſteueramt die Steuer nicht in vollem Umfang, ſondern ermäßigt es nur 
die Steuer, ſo iſt bei der Berechnung der Teilzahlungen vom ermäßigten Jahresſteuerbetrag auszu⸗ 
gehen. Das Aufgeld ($ 12 Abſ. 2 des Geſetzes) iſt hinzuzurechnen. Das Verkehrsſteueramt vermerkt 
die Steuerermäßigung und den Grund für die Steuerermäßigung auf der Steuerkarte. 

(4) Die Beſcheinigung über die Steuerbefreiung und die Steuerkarte, auf der die Steuerermäßi⸗ 
gung vermerkt iſt, werden unter Vorbehalt des Widerrufs erteilt. Der Vorbehalt des Widerrufs iſt auf 
der Beſcheinigung und der Karte zu vermerken. Die Beſcheinigung und die Steuerkarte dürfen nicht 
auf einen anderen Steuerſchuldner oder ein anderes Fahrzeug umgeſchrieben werden. 

(5) Fallen die Vorausſetzungen für die Steuervergünſtigung weg, ſo hat der Steuerpflichtige dies 
dem Verkehrsſteueramt unverzüglich anzuzeigen. In den Fällen, in denen die Steuer ermäßigt worden 
iſt, hat er die Steuerkarte, in den Fällen, in denen die Steuer voll erlaſſen worden iſt, die Beſcheinigung 
über die Steuerbefreiung zurückzugeben. Das Verkehrsſteueramt widerruft die Steuervergünſtigung und 
veranlaßt gegebenenfalls die Verſteuerung des Fahrzeugs. 

(6) Das Verkehrsſteueramt hat in den Fällen der 88 48 bis 51 in angemeſſenen Zeitabſchnitten zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Steuervergünſtigung noch vorliegen. 


Fahrten mit roten Kennzeichen 
8 54 
(1) Das Halten von Kraftfahrzeugen, die nach den verkehrsrechtlichen Beſtimmungen ausſchließ⸗ 
lich Fahrten mit roten Kennzeichen ausführen, iſt dem Verkehrsſteueramt anzumelden. 
(2) Zur Anmeldung iſt derjenige verpflichtet, dem das rote Kennzeichen erteilt iſt. 


8 55 
Für die Steueranmeldung gelten die Vorſchriften der SS 20, 21 ſinngemäß. 


$ 56 
Für die Feſtſetzung und die Entrichtung der Steuer ſowie für die Erteilung der Steuerkarte gelten 
die Vorſchriften der 88 25 — 28. 
8 57 
Eine Erſtattung der Steuer findet nicht ſtatt. 


III. Steuer befreiungen 


8 58 
Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge mit Hubraum bis 100 Kubikzentimeter 
(8 2 Ziff. Ldes Geſetzes) 
Bei Zwei⸗ und Dreiradkraftfahrzeugen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine, deren Hubraum 
100 Kubikzentimeter nicht überſteigt, iſt eine Steueranmeldung (8 21) nicht erforderlich, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob fie der Perſonen- oder Güterbeförderung dienen. Eine Beſcheinigung über die 


Steuerbefreiung wird nicht erteilt. 
8 59 


Kraftfahrzeuge im Feuerlöſchdienſt, zur Krankenbeförderung uſw. 
(8 2 Ziffer 3 des Geſetzes) 

(1) Bei Kraftfahrzeugen des Staates oder einer Gemeinde, die ausſchließlich im Feuerlöſchdienſt, 
zur Krankenbeförderung, zum Wegebau oder zur Straßenreinigung verwendet werden, iſt eine Steuer⸗ 
anmeldung (8 21) nicht erforderlich, wenn Bauart und Einrichtung des Fahrzeugs den Verwendungs⸗ 
zweck unzweifelhaft erkennen laſſen. Die Zulaſſungsbehörde prüft, ob die Vorausſetzungen für die 
Steuerbefreiung vorliegen. Trägt die Zulaſſungsbehörde keine Bedenken gegen die ſteuerfreie Abfertigung 
des Fahrzeugs, ſo iſt eine Benachrichtigung des Verkehrsſteueramts nicht erforderlich. Eine Beſcheinigung 
über die Steuerbefreiung wird in dieſem Fall nicht erteilt. 

(2) Hat die Zulaſſungsbehörde Zweifel, ob die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung nach 
§ 2 Ziffer 3 des Geſetzes gegeben find, fo veranlaßt ſie den Fahrzeugeigentümer zur Einreichung einer 
Steueranmeldung (8 21). Der Antrag auf Steuerbefreiung iſt vom Fahrzeugeigentümer in der Steuer⸗ 
anmeldung unter Angabe der Gründe zu vermerken. Der Antragſteller kann den Antrag und ſeine 
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Begründung auch in einem beſonderen Schriftſtück unmittelbar beim Verkehrsſteueramt einreichen. Er- 
kennt das Verkehrsſteueramt die Steuerbefreiung an, ſo erteilt es unter Vorbehalt des Widerrufs eine 
Beſcheinigung über die Steuerbefreiung nach Muſter 2. Die Steuerbefreiung iſt jeweils auf die Dauer 
von zwei Jahren zu beſchränken. Eine Umſchreibung der Beſcheinigung über die Steuerbefreiung iſt 
unzuläſſig. 

(3) Die Steuerbefreiung (Abſ. 2) iſt in die Liſte über die erteilten Beſcheinigungen für Steuer⸗ 
befreiungen ($ 53 Abſ. 2) einzutragen. Das Verkehrsſteueramt hat in angemeſſenen Zeitabſchnitten zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung noch vorliegen. 

8 60 
Kraftfahrzeuge der Polizei (8 2 Ziffer 4 des Geſetzes) 

Für Laſtkraftfahrzeuge und Perſonenkraftfahrzeuge mit mehr ols ſieben Sitzplätzen iſt, ſolange die 
Fahrzeuge ausſchließlich im Dienſt der Polizei verwendet werden, eine Steueranmeldung ($ 21) nicht 
erforderlich. Eine Beſcheinigung über die Steuerbefreiung wird nicht erteilt. 
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Kraftfahrzeuge zum Antrieb von Geräten ($ 2 Ziffer 2 des Geſetzes) 

(1) Das Halten von Kraftfahrzeugen, die zur Beförderung und zum Antrieb von Geräten beſtimmt 
ſind, iſt dann von der Steuer befreit, wenn durch die motoriſche Kraft des Fahrzeugs das Arbeitsgerät 
in ſeiner Geſamtheit oder einzelne zum Gerät gehörige Teile angetrieben werden (Beiſpiel: in einem 
Schauſtellerbetrieb: die Schiffsſchaukel, die elektriſche Lichtanlage, das elektriſche Muſikinſtrument). 

(2) Die Steuerbefreiung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß mit dem Kraftfahrzeug auf der 
Fahrt von und zur Arbeitsſtätte auch die für die Bedienung des Kraftfahrzeugs und des Arbeitsgeräts 
erforderlichen Begleitperſonen mitbefördert werden. 

(3) Wird Steuerbefreiung beantragt, jo ſoll dies in der Steueranmeldung ($ 21) unter Angabe der 
Gründe vermerkt werden. Der Antragſteller kann den Antrag und ſeine Begründung auch in einem 
beſonderen Schriftſtück unmittelbar beim Verkehrsſteueramt einreichen. 

(4) Erkennt das Verkehrsſteueramt die Steuerbefreiung an, ſo erteilt es unter Vorbehalt des Wider- 
rufs eine Beſcheinigung über die Steuerbefreiung nach Muſter 2. Die Steuerbefreiung iſt jeweils auf die 
Dauer von zwei Jahren zu beſchränken. Eine Umſchreibung der Beſcheinigung über die Steuerbefreiung 
iſt unzuläſſig. Die Steuerbefreiung iſt in die Liſte über die erteilten Beſcheinigungen für Steuerbefrei- 
ungen ($ 53 Abſ. 2) einzutragen. Das Verkehrsſteueramt hat in angemeſſenen Zeitabſchnitten zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung noch vorliegen. 

8 62 
Zugmaſchinen in landwirtſchaftlichen Betrieben (8 2 Ziffer 5 des Geſetzes) 

(1) Das Halten von Zugmaſchinen ohne Güterladeraum iſt dann von der Steuer befreit, wenn 
die Zugmaſchinen ausſchließlich in einem land- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb und ſeinen Neben- 
betrieben verwendet werden. Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem land- oder forſtwirtſchaftlichen 
Hauptbetrieb zu dienen beſtimmt iſt. 

(2) Als Zugmaſchinen im Sinn des Abſatzes 1 werden auch ſolche Kraftfahrzeuge behandelt, die 
nach ihrer beſonderen Bauart für die Land- und Forſtwirtſchaft beſtimmt ſind, eine Höchſtgeſchwindig— 
keit bis 20 Kilometer je Stunde haben und von der Zulaſſungsbehörde als Zugmaſchine oder als 
Sonderfahrzeug zugelaſſen werden. 

(3) Für die Feſtſtellung der Steuerbefreiung gilt $ 61 Abſätze 3 und 4 entſprechend. 


$ 63 
Anderung des Verwendungszwecks 

(1) In den Fällen der 88 59—62 iſt der Eigentümer des Kraftfahrzeugs verpflichtet, dem Ver⸗ 
kehrsſteueramt unter Rückgabe der Beſcheinigung über die Steuerbefreiung anzuzeigen, wenn das Fahr⸗ 
zeug verändert wird, wenn ein anderes Kraftfahrzeug an Stelle deſſen, für das die Beſcheinigung erteilt 
iſt, eingeſtellt wird, wenn für das Fahrzeug ein anderes amtliches Kennzeichen zugeteilt wird oder wenn 
es das Fahrzeug veräußert. Sind die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung weiter gegeben, ſo 
erteilt das Verkehrsſteueramt eine neue Beſcheinigung über die Steuerbefreiung, macht die alte Beſchei⸗ 
nigung unbrauchbar und nimmt ſie zu den Fahrzeugakten. 

(2) Fallen die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung weg, ſo hat der Fahrzeugeigentümer dies 
dem Verkehrsſteueramt unverzüglich anzuzeigen, die Beſcheinigung über die Steuerbefreiung zurückzu⸗ 
geben und das Fahrzeug zur Verſteuerung anzumelden (88 19, 21). 
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(3) Soll ein verſteuertes Kraftfahrzeug für den Reſt der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nur 
noch zu einem im § 2 Ziffer 2—6 des Geſetzes bezeichneten Zweck verwendet werden, fo erteilt das 
Verkehrsſteueramt auf Antrag eine Beſcheinigung über die Steuerbefreiung. Die Steuer für den Reſt 
der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte wird erſtattet. Für die Erſtattung gelten die Vorſchriften des 
§ 15 des Geſetzes entſprechend. Als Tag der Beendigung der Steuerpflicht gilt der Tag, der dem 
Tag der Erteilung der Beſcheinigung über die Steuerbeifreiung vorhergeht. 


IV. Grenzverkehr Danziger Kraftfahrzeuge 
8 64 
Eingang nach Auslands aufenthalt 
Geht ein Danziger Kraftfahrzeug (8 2 Abſ. 1) aus dem Ausland mit eigener Triebkraft ins 
Gebiet der Freien Stadt Danzig ein, ſo prüft die Zollſtelle, ob den Vorſchriften über die Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer genügt iſt. It das Kraftfahrzeug ſteuerpflichtig, die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte aber abge- 


laufen, ſo teilt die Zollſtelle dies dem Verkehrsſteueramt mit. Der Steuerpflichtige hat das Fahrzeug 
unverzüglich beim Verkehrsſteueramt zur Weiterverſteuerung anzumelden. 


§ 65 
Ausfuhr von Kraftfahrzeugen 
Soll ein Danziger Kraftfahrzeug ($ 2 Abſ. 1) mit eigener Triebkraft ins Ausland ausgeführt 


werden, jo wird für die Uberführungsfahrt eine Steuer nicht erhoben. Die Steuerbefreiung für dieſe 
Fahrt wird auf Antrag vom Verkehrsſteueramt beſcheinigt. 


Dritter Abſchnitt: 
Ausländiſche Kraftfahrzeuge 
J. Vorübergehender Aufenthalt im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
§ 66 


(1) Ausländiſche Kraftfahrzeuge (§S 2 Abſ. 2), die zum vorübergehenden Aufenthalt ins Gebiet 
der Freien Stadt Danzig eingehen, unterliegen nicht der Kraftfahrzeugſteuer. 


(2) Die Steuerpflicht und Anmeldungspflicht tritt ein, wenn derjenige, der ſich des Fahrzeuges be— 
dient, ſeinen Wohnſitz (Firmenſitz) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig nimmt, oder ſich länger als 3 Monate ununterbrochen (3. B. zum Studium oder zu einer 
Geſchäftsbeſorgung) im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufhält. 


(3) Die Beſtimmung des $ 66 Abſ. 1 gilt jedoch nicht für ausländiſche Kraftfahrzeuge, deren 
Eigentümer im Gebiet der Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz haben und ſich des Fahrzeugs im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig bedienen. 


II. Dauernder Verbleib im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
§ 67 


(1) Geht ein ausländiſches Kraftfahrzeug mit eigener Triebkraft zum dauernden Verbleib ins 
Gebiet der Freien Stadt Danzig ein, ſo iſt das Fahrzeug bei der Grenzzollſtelle vorläufig zur Ver⸗ 
ſteuerung anzumelden. Die Grenzzollſtelle darf die Hinterlegung einer Sicherheit in Höhe der Steuer 
für ein Jahr fordern. Es erteilt über die Anmeldung und die Sicherheitsleiſtung eine Beſcheinigung, 
in der eine Friſt zur Löſung der Steuerkarte zu beſtimmen iſt. Innerhalb dieſer Friſt hat der Steuer- 
pflichtige das Fahrzeug beim Verkehrsſteueramt zur Verſteuerung anzumelden (88 19—21). 


(2) Bei der Steuerfeſtſetzung trägt das Verkehrsſteueramt als Beginn der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte den Tag ein, an dem das Fahrzeug ins Gebiet der Freien Stadt Danzig gelangt iſt. Das 
Verkehrsſteueramt zeigt der Grenzzollſtelle die Entrichtung der Steuer an. Die Grenzzollſtelle gibt, 
wenn eine Sicherheit geleiſtet iſt, den Betrag zurück. Auf Antrag des Steuerpflichtigen ſoll das Ver⸗ 
kehrsſteueramt die Sicherheit auf die feſtgeſetzte Steuer anrechnen, wenn ihm der Steuerpflichtige die 
Beſcheinigung über die Sicherheitsleiſtung (Quittung) aushändigt. 

(3) Geht ein ausländiſches Kraftfahrzeug nicht mit eigener Triebkraft zum dauernden Verbleib 
ins Gebiet der Freien Stadt Danzig ein, jo iſt das Fahrzeug vor feiner Benutzung beim Verkehrs⸗ 
ſteueramt zur Verſteuerung anzumelden (88 19, 21). 
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Vierter Abſchnitt: 
Gemeinſame Beſtimmungen 
1. Erſatzkarte 
8 68 
(1) An Stelle einer verlorengegangenen oder unbrauchbar gewordenen Steuerkarte darf das Ver⸗ 


kehrsſteueramt auf Antrag eine Erſatzkarte ausſtellen. Der Antragſteller hat den Verluſt der Steuerkarte 
glaubhaft zu machen. Die neue Karte iſt als Erſatzkarte zu bezeichnen. 


(2) Für die Erſatzkarte iſt vor Aushändigung eine Gebühr von 3 Gulden zu entrichten. 


2. Erſatz beſcheinigung 
§ 69 
(1) An Stelle einer verlorengegangenen oder unbrauchbar gewordenen Beſcheinigung über Steuer- 
befreiung darf das Verkehrsſteueramt auf Antrag eine Erſatzbeſcheinigung ausſtellen. Der Antragſteller 
hat den Verluſt der Beſcheinigung glaubhaft zu machen. Die neue Beſcheinigung iſt als Erſatzbeſchei— 
nigung zu bezeichnen. 
(2) Eine Gebühr für die Ausſtellung der Erſatzbeſcheinigung wird nicht erhoben. 


3. Übergangs beſtimmungen 
8 70 
(1) Iſt ein Kraftfahrzeug vor dem Inkrafttreten der Polizeiverordnung über den Straßenverkehr 
vom 5. 9. 1935 nach den früheren verkehrsrechtlichen Vorſchriften zum Verkehr zugelaſſen worden, 
ſo ſteht dieſe Zulaſſung der Zulaſſung nach dieſer Straßenverkehrsordnung gleich. Iſt für ein ſolches 
Fahrzeug ein Kraftfahrzeugſchein noch nicht erteilt, ſo tritt an dieſe Stelle der Zulaſſungsſchein, den 
die Zulaſſungsbehörde nach den früheren verkehrsrechtlichen Vorſchriften ausgeſtellt hat. 


(2) Die den einzelnen Kraftomnibuſſen auf Grund früherer Beſtimmungen zugeſtandene pro— 
zentuale Altersermäßigung bleibt unverändert beſtehen. Weitere oder neue Altersermäßigungen werden 
für Kraftomnibuſſe nicht gewährt. 


(3) Die vor dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen gewährten höheren Ermäßigungen — $ 48 
Abſ. 1 — bleiben bei ununterbrochener Verſteuerung von Kraftfahrzeugen beſtehen. 


4. Inkrafttreten 
s 71 
(1) Dieſe Beſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. 5. 1937 in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten die Ausführungsbeſtimmungen zum Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 18. No- 
vember 1931 (G. Bl. 1932 S. 12), 


die $$ 1, 2 der Verordnung vom 1. April 1932 betreffend Erteilung kurzfriſtiger Kraftfahr⸗ 
zeugſteuerausweiſe für Probefahrten (St. A. I S. 134), 


die Vorläufige Ausführungsanweiſung vom 13. Mai 1932 zum abgeänderten Kraftfahrzeugſteuer— 
geſetz (G. Bl. S. 233) und die Verordnung vom 16. Dezember 1933 über vorläufige Verſteuerung 
von Kraftfahrzeugen bei der Zulaſſungsbehörde (G. Bl. 1934 S. 6) 
außer Kraft. 


Danzig, den 27. Februar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. Z. 4300 Greiſer Dr. Hoppenrath 


— — un un 
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Steuerkarte Nr. 


ccc ß peichtsen nature mr ER 


Art des 
ene, .. ß ß LA. ad. A,. 


Die Kraftfahrzeugſteuer beträgt für die Dauer eines Jahres bei — Vorauszahlung — Ratenzahlung 
ae ee 2. 
Die Steuer iſt in monatlichen Teilzahlungen von. D j. Mts. un⸗ 
aufgefordert zu entrichten. 
Wird eine Teilzahlung trotz Mahnung verſäumt, ſo werden alle noch ausſtehenden Teilzahlungen 
ſofort fällig und im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 


Danstie denn 19 
N Verlehrsſteueramt der Freien Stadt Danzig 
J. A. 


Gebühr: 25 P. 

Zur Beachtung: Dieſe Karte iſt bei der Benutzung des Fahrzeuges auf öffentlichen Wegen 
ſtets mitzuführen und auf Verlangen den ſich durch ihre Dienſtkleidung oder ſonſt ſich auswei— 
ſenden Grenzbeamten, Beamten des Verkehrsſteueramts ſowie den Aufſichtsbeamten der Polizei- 
verwaltung vorzuzeigen. — Die Erneuerung der Karte iſt vor Ablauf der Gültigkeitsdauer zur 
Vermeidung von Weiterungen unaufgefordert zu beantragen. 


(Rückſeite) 


Die Verwendung von Steuermarken ohne amtliche Entwertung gilt nicht als Steuerzahlung. 

Die Entwertung der Steuermarken erfolgt in Danzig beim Verkehrsſteueramt und deſſen Zweig⸗ 
ſtelle Hauptpoſtamt Langaſſe, in Danzig⸗Langfuhr bei der Zulaſſungsſtelle und bei dem Stempelver⸗ 
teiler, in Zoppot — Kalthof — Einlage und Hohenſtein bei den Zollämtern, in Tiegenhof bei dem 
Stempelverteiler. 


a G in Marken für die Zeit 
Dem ee 0 Bis SR ent⸗ 
wertet 

PR . g e ee CARE? 
eee G in Marken für die Zeit 
DOM... BC TEE bis e ee ent⸗ 
wertet 

e NONE: ꝙ83§³ĩ³ĩ²⁸¹¼ 2000 EEE 

ufw. 
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2 der Lifte über die erteilten 
Beſcheinigungen für ſteuerfreie Kraftfahrzeuge 
Beſcheinigung 


über die Steuerfreiheit des nachſtehend beſchriebenen Kraftfahrzeugs 


Art des Fahrzeugs: 
(auch Art des Antriebs) 


Polizeiliches Kennzeichen: 


Herſtellungsfirma: 
Fabriknummer des Fahrgeſtells oder Nummer 
des Motors oder der Maſchine: 


Das Fahrzeug iſt zugelaſſen für oder (wenn ver⸗ 
kehrspolizeiliche Zulaſſung nicht erforderlich) 
Eigenbeſitzer des Fahrzeugs: | 


Zur Beachtung: Der Führer des Kraftfahrzeugs hat dieſe Beſcheinigung bei Benutzung des Fahr⸗ 
zeugs auf öffentlichen Wegen ſtets bei ſich zu führen; er iſt verpflichtet, ſie auf Verlangen den 
ſich durch ihre Dienſtkleidung oder ſonſt ausweiſenden Grenz- und Steuerbeamten ſowie den Auf⸗ 
ſichtsbeamten der Polizeiverwaltung vorzuzeigen und nötigenfalls die erforderliche Auskunft zu 
geben. 


(Rückſeite) 


Das vorſeitig beſchriebene Fahrzeug iſt nach S 2 Nr. nn des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes 


e e be ess esse „ 6 „ „ 6 4 4 W e 


Die Steuerfreiheit wird unter Vorbehalt des Widerrufs anerkannt. Im übrigen gilt die Steuer⸗ 
befreiung nur ſolange, als die vorangegebenen Vorausſetzungen noch zutreffen. 


Soll das Fahrzeug zu anderen als den ſteuerbefreiten Zwecken benutzt werden, ſo iſt das Fahr⸗ 
zeug ſpäteſtens 3 Tage vor ſeiner veränderten Benutzung dem Verkehrsſteueramt zur Verſteuerung 
anzumelden. Jede bauliche Anderung des Fahrzeuges, jede Anderung ſeiner Zweckbeſtimmung, ein 
Wechſel in der Perſon des Zulaſſungspflichtigen (bei nicht zugelaſſenen Fahrzeugen in der Perſon des 
Eigenbeſitzers) iſt dem Verkehrsſteueramt unter Rückreichung dieſer Beſcheinigung unverzüglich anzu⸗ 
zeigen. 


Danzig Amir m 40 er e 


(Dienſtſtempel) 


Unterſchrift 


PF—F—F—F——T—T—T—.. .. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
... ͤ —.. ——.. —— 


